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Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/3 - S 2222 - 23/64 


Bonn, den 8. Juli 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Behandlung der im öffentlichen Dienst ge- 
zahlten Kinderzuschläge 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/2405 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 23. Juni 1964 
— Drucksache IV/2405 — beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister des Innern wie folgt: 

Kinderzuschläge, die auf Grund besoldungsrechtlicher oder ta- 
xifvertraglicher Regelungen im öffentlichen Dienst gezahlt wer- 
den, sind als Teil der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgelts 
grundsätzlich steuerpflichtig. Eine Benachteiligung der Angehö- 
rigen des öffentlichen Dienstes gegenüber den im privaten 
Dienst Beschäftigten, die steuerfreies Kindergeld erhalten, kann 
hierin jedoch nicht gesehen werden. Angehörige des öffentli- 
chen Dienstes erhalten Kinderzuschläge bereits vom ersten 
Kind an. 

Demgegenüber wird das Kindergeld nach dem Bundeskinder- 
geldgesetz grundsätzlich erst vom dritten Kind an gezahlt. Für 
zweite Kinder wird ein Kindergeld nur gewährt, wenn das 
Jahreseinkommen der Eltern insgesamt 7200 DM nicht über- 
steigt. Zudem ist vorgesehen, ab 1. Oktober 1964 die Kinder- 
zuschläge im Bundesdienst einheitlich auf 50 DM monatlich zu 
erhöhen, über den Kinderzuschlag hinaus enthalten die im 
öffentlichen Dienst gewährten Ortszuschläge für jedes Kind 
weitere Steigerungsbeträge, die z. Z. zwischen 19 DM und 
37 DM monatlich liegen. 

Die Regelung für den öffentlichen Dienst ist hiernach — auch 
obgesehen von der Besteuerung — anders geartet als die Rege- 
lung für die Gewährung von Kindergeld. Sie kann als betont 
sozial und familienfreundlich bezeichnet werden und stellt in 
der Regel die Angehörigen des öffentlichen Dienstes gegenüber 
den im privaten Dienst Beschäftigten, die steuerfreies Kinder- 
geld erhalten, bei gleicher Kinderzahl insgesamt nicht ungünsti- 
ger, auch wenn die im öffentlichen Dienst gewährten Kinder- 
zuschläge nicht lohnsteuerfrei bleiben. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, 
dem Bundestag vorzuschlagen, die im öffentlichen Dienst ge- 
zahlten Kinderzuschläge von der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer) freizustellen. 
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